
Tarif deluxe – wirklich Luxus?

VON CHRISTIAN MAYER

In den aktuellen Tarifrunden fordert die ver.di-Jugend einen „Tarif deluxe“. Doch was
hat es damit auf sich und was sind die Perspektiven in diesem Kampf?

„Tarif deluxe“ als bundesweite Kampagne

Die Kampagne bezieht sich auf die Tarifrunden, die in diesem Jahr stattfinden, wie
etwa im öffentlichen Dienst, bei der Post oder auch der Telekom. Dabei wurden von
den jeweiligen Tarifkommissionen der einzelnen Branchen verschiedene Forderungen
aufgestellt, bei der die ver.di-Jugend eigene Forderungen zusätzlich speziell für Azubis,
StudentInnen und junge Angestellte einbringen konnte. Diese Forderungen reichen
von Erhöhungen der Ausbildungs- bzw. Praktikumsvergütung, über den rechtlich
gesicherten Anspruch auf Übernahme nach dem Ende der Ausbildung in Vollzeitstellen
hin zu weiteren, für die jeweiligen Fachbereiche geltende Sonderregelungen wie z.B.
einem jährlichen Kostenzuschuss für Lehrmittel in Höhe von 50 € oder auch den vollen
tarifvertraglich garantierten Urlaubsanspruch von 30 Tagen für alle Azubis und
Student_Innen im öffentlichen Dienst (wobei Azubis in der Pflege weiterhin ihren
Zusatzurlaub von 12 Tagen behalten sollen).

Zusammengefasst geht es also darum, die grundlegenden Dinge rechtlich bindend
festzulegen, wie es in anderen Branchen z.B. in der Metall- und Elektroindustrie üblich
ist und die IG Metall dort die Grundlagen im Manteltarifvertrag für Azubis (MTV Azubi)
sogar extra in einem Tarifvertrag festgelegt hat.

Bedeutet diese Tarifrunde wirklich Luxus?

Geht man von der aktuellen Situation in den jeweiligen Branchen aus, so kann man
doch schon einiges an Unterschieden feststellen. Gerade in der Pflege ist die
Ausbildung ein echter Knochenjob. Durch Kürzungen und Streichungen von
Arbeitsplätzen wurde die Arbeit immer intensiver und man muss mehr Patient_Innen in
weniger Arbeitszeit versorgen. Oft ist die Zeit dabei so knapp, dass man nur wenige
Minuten hat, um sich um eine Person zu kümmern. Dabei kommen auf eine Pflegekraft
im Durchschnitt zwischen 5 und 10 Patient_Innen je nach Station. Durch den extremen
Druck und Stress schaffen es viele Azubis nicht, ihre Ausbildung zu Ende zu bringen
und selbst dann, wenn sie es schaffen, sind sie meistens nach wenigen Jahren
körperlich und psychisch so angeschlagen, dass sie ihren Beruf aufgeben müssen. Hier
wäre eine Verbesserung der Arbeits- und Ausbildungsbedingungen durchaus möglich,
allerdings gibt es zu wenig Leute, die diesen Beruf erlernen wollen, was auch an der
schlechten Bezahlung und den völlig überfüllten Schichtplänen liegt.

Doch wie sieht es in anderen Branchen bei ver.di aus? Eine rechtlich bindende
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Übernahme in den erlernten Beruf nach der Ausbildung ist auf jeden Fall das Beste,
was man erreichen kann. Doch auch hier gibt es seitens der „Arbeitgeber_Innen“, oder
besser gesagt den Kapitalist_Innen, Widerstand, das umzusetzen. Schließlich bedeuten
mehr Arbeiter_Innen, die festangestellt sind, mehr Lohnkosten, was wiederum die
Gewinnaussichten und damit die zu erzielenden Profite schmälert. Gerade bei
börsennotierten Unternehmen, wie etwa der Post oder der Telekom, werden
Sparmaßnahmen in Krisenzeiten immer auf dem Rücken der Beschäftigten gelöst,
indem diese entlassen werden. Für Azubis bedeutet dies, dass sie nach dem Ende ihrer
Ausbildung entweder gar nicht oder nur befristet übernommen werden.

Hier lohnt sich nochmals der Vergleich mit dem MTV Azubi der IG Metall: Auch hier
sind grundlegende Dinge wie z.B. die rechtlich verbindende Übernahme nach Ende der
Ausbildung geregelt, allerdings bleibt es den einzelnen Unternehmen überlassen, ob
sie ihre Azubis komplett oder nur einen Teil unbefristet übernehmen. Je nach
Unternehmen kann es auch unterschiedliche Betriebsvereinbarungen geben, in denen
z.B. Quoten festgelegt werden, wie viele Azubis und Student_Innen übernommen
werden müssen und wie viele davon am Ende tatsächlich unbefristet arbeiten dürfen.
Uns ist zwar klar, dass Tarifverträge die grundlegenden Probleme und Bedürfnisse von
Azubis und Student_Innen im Kapitalismus nicht endgültig lösen können, trotzdem
fordern wir:
Tarifverträge flächendeckend für alle Berufe und Branchen und zwar ohne Ausnahmen
wie Quotenregelungen!

Kampfperspektiven

„Tunnelblickgewerkschaften“ wie die IG Metall oder auch die IG BCE (Bergbau,
Chemie, Energie) sind seit Jahren (eigentlich seit Jahrzehnten) nur bedingt bereit, für
eine bessere Zukunft zu streiken und verfolgen nur ihre eigenen Interessen, um sich
nach Abschluss der Verhandlungen für ihre eigenen Tarifergebnisse kritiklos
abzufeiern, obwohl gerade die Branchen der IG Metall so wichtig für die herrschende
Klasse sind, dass bei einem flächendeckenden Streik Zugeständnisse gemacht werden
müssen. Daher ist es wichtig, nicht nur für mehr Streiks der sog.
„Tunnelblickgewerkschaften“ einzutreten, sondern auch dafür, dass diese endliche
eine Vorreiter_Innenrolle im gewerkschaftlichen Kampf einnehmen. Die
unterschiedlichen Gewerkschaften müssen sich vernetzen, gegenseitig unterstützen
und sich solidarisch erklären – Für die Legalisierung von Solidaritätsstreiks! Weg mit
dem Verbot von politischen Streiks!

Was Arbeiter*Innen, Angestellte und Azubis in anderen Branchen machen interessiert
dabei wenig bis gar nicht. Von einem solchen „Luxus“ wie der tarifvertraglich
möglichen individuellen Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 28 Stunden/Woche, wie
sie es seit diesem Jahr in der Metall-und Elektroindustrie gibt, können Arbeiter_Innen
und Angestellte etwa in der Pflege oder im Gaststättengewerbe nur träumen. 45 bis 50
Wochenarbeitsstunden sind hier „Normalzustand“, eher werden es sogar mehr und die
angehäuften Überstunden können gar nicht abgebaut werden.



Aber auch ver.di ist in der Hinsicht nicht wirklich besser. Zwar gibt man sich
kämpferischer als die beiden genannten Industriegewerkschaften, allerdings lässt man
Tarifauseinandersetzungen lieber kontrolliert eskalieren, indem man verschiedene
Stufen zündet und bevor es zum Vollstreik kommt, trifft man sich eben doch mit den
„Arbeitgeber_Innen“ und kommt zu einem Ergebnis.

Doch es ist möglich, gegen diesen Zustand der Gewerkschaften zu kämpfen, auch
wenn dieser Kampf zäh und hart ist. Wichtig ist vor allem, dass sich die
Gewerkschaftsjugend, aber auch die Arbeiter_Innen und Angestellten,
gewerkschaftsübergreifend vernetzen und ihre Forderungen demokratisch selber
aufstellen und diese auch mit allen Kampfmitteln bis hin zum unbefristeten Vollstreik
durchsetzen. Ebenfalls ist es notwendig, dass die Verhandlungsführer*Innen
demokratisch gewählt werden und der Basis jederzeit rechenschaftspflichtig sind und
auch zu jedem Zeitpunkt abgewählt und durch andere ersetzt werden können.
Gleichzeitig sollen die Verhandlungsführer_Innen keine Sonderrechte gegenüber den
anderen Gewerkschaftsmitliedern haben und den gleichen Lohn verdienen wie ihre
Kolleg_Innen.

Wir fordern daher:

• Demokratische Legitimierung der Verhandlungsführer_Innen durch eine
Wahl der Basis!
• Jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit von Verhandlungsführer_Innen!
• Keine Sonderrechte und Sonderbehandlung der Verhandlungsführer_Innen –
Alle sollen den gleichen Lohn bekommen!
• Erhöhung sowohl von Ausbildungs- und Praktikumsvergütung und
Angleichung dieser an den Lohn von
Arbeiter_Innen und Angestellten!
• Erhöhung des Lohnes von Arbeiter_Innen und Angestellten auf 12€/Stunde
bei vollem Personalausgleich!
• Für die Verteidigung von Streiks durch Streikposten. Keine Chance den
Streikbrecher_Innen! Einbeziehung von
unorganisierten Kolleg_Innen sowie von Leiharbeiter_Innen und allen anderen
prekär Beschäftigten!
• Verteidigung der Streiks gegen Angriffe von Bullen und Rechten!
Organisierung und Durchführung von Selbstverteidigungskursen in
Betriebssportgruppen, wo diese vorhanden sind!



SAV und Linksjugend [`solid] – Sind
Revolution und Reformismus unvereinbar?

Vom 13. bis 15. April findet in Erfurt der XI. Bundeskongress der linksjugend [’solid]
statt. Doch anstatt sich darauf zu verständigen, wie sich die sozialistische Jugend dem
Rechtsruck, den Angriffen auf die Arbeiter_Innenbewegung sowie der drohenden
ökologischen Katastrophe und Kriegsgefahr entgegenstellen kann, wird vermutlich
eine andere Frage im Vordergrund stehen. Es handelt sich um den Satzungsantrag S4.
Dieser fordert die Übernahme folgenden Satzes in die Satzung der Organisation: „Eine
Mitgliedschaft in der linksjugend [’solid] ist mit einer Mitgliedschaft in der
Sozialistischen Alternative (SAV) nicht vereinbar.“
Eine Reihe von Landessprecher_Innen, zwei Bundessprecherinnen sowie der
brandenburgische und thüringische Landessprecher_Innenrat stellen diesen Antrag.
Dem kurzen Text ist eine lange Begründung beigefügt. [1] Dass sich den
Erstunterzeichner_Innen auch Vertreter_ Innen des „ linken Flügels “ wie Nadine
Bendahou angeschlossen haben, zeigt sicher die Prinzipienlosigkeit von
Auseinandersetzungen im Verband auf.
Es ändert jedoch an dem grundlegenden Charakter des Antrags nichts. Er ist in erster
Linie das Machwerk des rechten Flügels, der offen für kapitalistische
Regierungsbeteiligungen der LINKEN eintritt und keinen Hehl daraus macht,
antirevolutionär und reformistisch zu sein. Jedes ehrliche Mitglied der Linksjugend
sollte sich deutlich gegen diesen Angriff von rechts positionieren. Alle Delegierten des
Bundeskongresses, die sich als Sozialist_Innen verstehen, sollten klar und entschieden
mit „Nein“ gegen den Antrag stimmen.
Die Begründung zeichnet sich durch eine Reihe von organisatorischen Halbwahrheiten
und Lügen aus, die durch die Gegendarstellung der SAV plausibel widerlegt werden.
Charakteristisch ist allerdings vor allem, wie unpolitisch die Begründung ist. Man
findet in dem gesamten dreiseitigen Text kein einziges programmatisches Argument
gegen den Bundesarbeitskreis Revolutionäre Linke (BAK RL) oder die Sozialistische
Alternative. Es gelingt den Autoren nicht an einer einzigen Stelle zu belegen, wo die
SAV gegen das Programm oder die Statuten von [’solid] verstoßen hat. Stattdessen
werden reihenweise Vorurteile des bürgerlichen Individualismus bedient, die sich nicht
nur gegen die SAV, sondern gegen einfache Organisationsprinzipien jeder
einigermaßen kämpferischen Arbeiter_Innenbewegung richten. So würden in der SAV
Genoss_Innen „ausgebeutet“, weil ihre Mitgliedschaft mit Pflichten (Beitragszahlung,
Übernahme von Aufgaben, Zeitungsverkauf, Eintreten für die Position der
Organisation) verbunden sei. Solche Vorwürfe sind nicht nur albern – zu Ende gedacht,
bedeuten sie die Ablehnung und Denunziation jeder vom Staat und den Reichen
unabhängigen Organisationsform der Lohnabhängigen und sozial Unterdrückten.
Wer es mit dem Kampf gegen das kapitalistische System ernst meint, kommt um eine
verbindliche Organisationsform und um Disziplin, demokratische, aber auch
zentralisierte Kampfstrukturen nicht herum. Wie auch immer die innere Verfasstheit
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der SAV real aussehen mag, so ist es eine Organisation, der sich Menschen freiwillig
anschließen und aus der sie ggf. auch jederzeit austreten können. Dass die
Mitgliedschaft auch mit einer gewissen Unterordnung unter gemeinsame Beschlüsse
einhergeht ist, nichts SAV-Spezifisches, sondern findet sich letztlich in jeder
Arbeiter_Innenorganisation, so auch in jeder Gewerkschaft, in jedem Arbeitskampf
wieder. Wer das grundsätzlich als Einschränkung der Freiheit ablehnt, erweist dem
Kampf um Befreiung einen Bärendienst, ja macht ihn letztlich unmöglich. Er oder sie
fetischisiert vielmehr die Freiheit des Individuums, während diese an den
Erfordernissen des Klassenkampfes eine Grenze findet, ja finden muss, wenn das Ziel
der „Befreiung“ nicht bloß Gerede sein soll.
Keine Frage: Die SAV und die RL verdienen die Solidarität jeder linken Organisation
gegen den Angriff von rechts. Es geht hier um einen offenkundigen
Säuberungsversuch gegenüber missliebigen linken Opponent_Innen in [’solid].
Nachdem die SAV nicht politisch, also für ihr Programm und ihre Taten angegriffen
wird, nachdem die Antragsteller_Innen auch auf jeden konkreten Beleg eines Bruchs
des Statuts verzichten, bleibt nur noch eins: Schon die Existenz der SAV ist das
eigentliche „Verbrechen“ der Organisation, das mit der Mitgliedschaft in
[’solid]unvereinbar wäre. Gerade weil die Antragsteller_Innen einer politischen
Konfrontation ausweichen, greifen sie zum Mittel der Denunziation gegen die SAV,
werfen ihr vor, was kleinbürgerliche Individualist_Innen an so ziemlicher jeder
organisierten Kraft der „radikalen Linken“ stört, nämlich ein oft durchaus recht
beschränktes Mindestmaß an programmatischer und politischer Geschlossenheit und
Verbindlichkeit, an Disziplin und Loyalität zur eigenen Gruppierung. Die Vorwürfe
offenbaren den kleinbürgerlichen und individualistischen Charakter der
Antragsteller_Innen, egal aus welchem „Spektrum“ sie auch kommen mögen.

Antwort der SAV

So weit, so gut. Mit der Antwort der SAV beginnt jedoch auch das eigentliche Problem.
Sie weicht nämlich auch einer politischen Konfrontation mit den Antragsteller_Innen
aus. Sie stellt nicht die politischen Differenzen und ein unterschiedliches
Organisationsverständnis ins Zentrum, sondern bemüht sich ihrerseits um eine
letztlich fiktive „Einheit“ eines Verbandes, der gleichermaßen „revolutionär“ und
„reformistisch“, „internationalistisch“ und „antideutsch“ sein will, eines Verbandes,
dessen verschiedene Strömungen letztlich gegensätzliche Klassenstandpunkte zum
Ausdruck bringen (oder bringen wollen). Das Programm der Linksjugend [’solid] ist
kein revolutionäres, kein sozialistisches. Es ist ein klassisch sozialdemokratisches
Programm. [2] Natürlich verspricht auch das [’solid]-Programm den Sozialismus.
Weder das Wort Arbeiter_Innenklasse noch das Wort Revolution werden auch nur
einmal in dem Programm erwähnt. Der Sozialismusbegriff verkommt zu einer Utopie.
Die Utopie verkommt zu einer Beruhigungspille, zum Trostpflaster angesichts der
Trostlosigkeit der bürgerlichen Regierungspolitik der LINKEN.
Anstatt den Angriff der Rechten für eine programmatische Offensive zu nutzen, verliert
sich die SAV in Nebensächlichkeiten. Sie erkennt zwar ebenfalls, dass der Angriff von
rechts kommt. Sie erkennt auch, dass der Angriff sich gegen ihre Opposition zu



kapitalistischen Regierungsbeteiligungen richtet und ihre kleinen, aber vorhandenen
Erfolge im Aufbau der RL. Aber anstatt zu erkennen, dass der bürokratische Angriff
von rechts der Ausdruck tatsächlicher programmatischer Unvereinbarkeit ist, wünscht
sie sich diese utopische Vereinbarkeit. Sie ruft alle auf, sich auf Programm und
Statuten der Linksjugend zu besinnen. Sie fordert alle auf, sich auf den Pluralismus der
guten Zeiten zu berufen.
Natürlich können sich für begrenzte Zeit Strömungen mit gegensätzlichen politischen
Programmen und Standpunkten in einer Partei finden. Revolutionär_Innen können eine
solche Situation auszunutzen versuchen, um Menschen von einer reformistischen
Führung und einer solchen Politik wegzubrechen – aber das kann nur eine zeitlich
begrenzte, kurzfristige Gelegenheit sein. Letztlich sind eine Konfrontation und ein
Bruch unvermeidlich. Dass die Rechten in [’solid] die SAV und die RL angreifen
werden, war daher unvermeidlich (selbst wenn SAV und RL selbst gar kein
revolutionäres Programm als Alternative zum reformistischen des Verbandes
verwenden). Diese führen diesen Kampf durchaus entschlossen, wollen aber die
politische Auseinandersetzung meiden, zumal das auch die „Einheit“ der
Antragsteller_Innen gefährden könnte. Sie werfen daher der SAV und der RL vor, das
in Besitz nehmen zu wollen, was die Rechten schon kontrollieren. Der Apparat, Presse
und Finanzen von Partei und Jugendorganisation befinden sich nämlich in den Händen
der Reformist_Innen, sicher nicht in jenen von SAV, RL oder anderen linken
Strömungen. In Zeiten der wirtschaftlichen Krise und der Zuspitzung des
Klassenkampfes treten die eigentlichen Widersprüche zwischen Reform und Revolution
jedoch unüberbrückbar zu Tage. Eine also ohnehin schon vorhandene Feindschaft
zwischen dem rechten und dem linken Flügel muss also früher oder später zu offenen
Konflikten führen. Wenn die Führung dann in den Händen der Reformist_Innen und
Karrierist_Innen liegt und das Kräfteverhältnis zu ihren Gunsten ausfällt, sind
unverholene Angriffe auf Revolutionäre die logische Konsequenz. Deshalb darf die
Frage der Leitung nicht dem Zufall oder dem rechten Flügel überlassen werden.
Stattdessen ist es die drängende Aufgabe von Sozialist_Innen, konsequent für ein
revolutionäres Programm und eine
entsprechende Führung zu kämpfen.

Unvereinbarkeit zwischen wem?

Die Wut, mit der die Rechten der SAV vorwerfen, gerade diese heiligen Sphären
anzutasten, die vermeintlich ihnen – natürlich ganz plural – gehören, drückt dies
deutlich aus. Die Rechten wissen, dass es die politische Einheit zwischen
Revolutionär_Innen (oder solchen, die diesen Anspruch erheben) und Reformist_Innen
nicht gibt und auch nicht geben kann. Sie wollen dies aber nicht politisch artikulieren.
Dies würde gerade gefährden, die Schlaftablette namens Programm, das vieles
verspricht, aber nichts wirklich erklärt und erst recht keine Verpflichtung zum
Handeln darstellt, in Frage zu stellen. Eine inhaltliche Diskussion würde schnell
verraten, dass die Rechten weit rechts vom Programm stehen. Gerade dies verpflichtet
aber Sozialist_Innen dazu, die programmatische Diskussion in den Vordergrund zu
rücken. Anstatt zu versprechen, sich dem aktuellen Programm, den aktuellen



Verhältnissen zu unterwerfen, weiterhin immer kompromissbereit zu sein, bräuchte es
eine klare Offensive. Stattdessen führt die SAV eine Kritik von uns an, wo wir ihr
nachweisen, „nicht leninistisch zu sein“ [3] und verwendet sie als Beleg für
„Pluralismus“. Ironischerweise bezog sich unsere Kritik gerade auf die schwache
Opposition gegenüber dem rechten Flügel. Tatsächlich fällt die SAV mit ihrer
Stellungnahme sogar hinter die Gründungserklärung des BAK RL zurück, in der diese
festhielt, dass „Karrierismus, sog. ‚antideutsche’ Positionen und mangelnder Bezug zu
gesellschaftlichen Kämpfen in vielen Bundesländern zu beobachten [sind]. Auf
bundesweiter Ebene ist der Verband zunehmend polarisiert. Vielerorts wird auf
grundlegende Fragen eines antikapitalistischen Programms und seiner Praxis kein
Bezug genommen. In einigen Fragen, etwa der Haltung zu Auslandseinsätzen,
Antirassismus und Feminismus oder der Einschätzung von SPD und Grünen, werden
sozialistische Positionen nicht vertreten bzw. massiv angegriffen.“ [4]
Dieses Vorgehen ist nicht, was aktuell gebraucht wird. Aber die Erklärung dazu zeigt,
dass die SAV nicht revolutionär, sondern ausweichend auf den Angriff reagiert. Sie
folgt dem Zentrismus, schwankt selbst zwischen Reform und Revolution. SAV und RL
fürchten, ein zu klares programmatisches Auftreten könnte Unentschlossene in die
Arme der Rechten treiben. Sie fürchten, eine zu klare Ablehnung des reformistischen
Programms würde sie in der aktuellen Situation isolieren.
Letztere Einschätzung ist wahrscheinlich korrekt. Aber das würde nur zeigen, dass ein
revolutionäres Programm, revolutionäre Kräfte tatsächlich eine verschwindende
Minderheit sind. Es würde nur das tatsächliche Kräfteverhältnis zum Ausdruck
bringen. Es würde zeigen, dass der rechte Flügel die Organisation in ihrer Gesamtheit
kontrolliert. Es würde außerdem zeigen, dass es eine „Mitte“ gibt, die inhaltlich
heterogene Positionen vertritt – darunter auch viele Genoss_ Innen, die auf ehrliche
Art und Weise für Reformen kämpfen wollen. Aber es würde auch deutlich machen,
dass eine tatsächliche sozialistische Politik in [’solid] nur eine Minderheit erreicht und
überzeugt.
Wir möchten an dieser Stelle nicht die alte taktische Frage aufwärmen, inwiefern es in
der Vergangenheit sinnvoll war, in der [’solid] Entrismus zu betreiben. Die Kernfrage
war seit jeher ohnedies, mit welcher Politik Sozialistinnen wo auftraten. [5] Die
aktuelle Auseinandersetzung zeigt wieder einmal, dass sozialistische Politik und
reformistische Politik unvereinbar sind. Es gibt nun folgende Optionen. Entweder die
SAV und der BAK RL können sich auf dem Bundeskongress durchsetzen. Das würde
aber eben nicht nur bedeuten, den Antrag der Rechten zu Fall zu bringen, sondern
auch die Organisation anhand der Prinzipien der Gründungserklärung BAK RL – die
ohne Frage ebenfalls Schwächen hat – programmatisch neu aufzustellen, [’solid] von
einem pluralistischen Debattierclub in eine wirkliche Kampforganisation der
revolutionären Jugend zu verwandeln. Wir halten das für unwahrscheinlich – auch weil
SAV und BAK RL selbst nicht in diese Richtung agieren. Das wäre aber die aktuell
notwendige Politik. Gerade diese Mangel war der zentrale Grund, weswegen wir eine
Arbeit in der BAK RL aufgaben. Die zweite Möglichkeit bedeutet, dass der rechte
Flügel sich mit seinem Antrag durchsetzt. Das wäre eine organisatorische Niederlage
für junge Sozialist_Innen, die natürlich auch eine Schwächung linker Positionen



bedeuten würde. Es würde aber auch die Möglichkeit beinhalten, dass sich die
Genoss_Innen der BAK RL neu orientieren müssen, dass der Aufbau einer
eigenständigen revolutionären Organisation nicht nur ein Versprechen bleibt, sondern
eine unmittelbare Aufgabe wird, dass die Entwicklung eines eigenen Programms nicht
mehr damit vertagt werden kann, dass [’solid] bereits ein Programm habe. Die
schlechteste von allen Varianten aber, und dies zeichnet sich aktuell ab, ist die, dass
die SAV die Abstimmung über den Antrag zwar gewinnt, dies aber auf Kosten der
eigenen inhaltlich nötigen Positionen tut. Eine solche Politik mag zu kurzfristigen
organisatorischen Erfolgen führen. Sie untergräbt aber den Aufbau jeder
revolutionären Organisation auf Dauer.

Aktuelle Lage

Jede Taktik muss immer in Bezug auf die sich entwickelnden Klassenkämpfe beurteilt
werden. Im September erschütterten die Wahlergebnisse breite Teile der deutschen
Gesellschaft. Der Aufstieg der rechts-nationalistischen Alternative für Deutschland
schockierte viele. Gleichzeitig führten dieses Schockerlebnis und der massive Verlust
der deutschen Sozialdemokratie zu Spannungen innerhalb der SPD. Erste
Koalitionsverhandlungen zwischen Schwarz-Gelb-Grün scheiterten, die jetzige Große
Koalition kam nur
unter einer gewaltigen Kampagne der deutschen Medienhäuser und der Bourgeoisie
im Bündnis mit den Sozial-Chauvinist_Innen der SPD-Führung zustande.
International und hierzulande erleben wir einen Rechtsruck vor dem Hintergrund einer
kapitalistischen Krise, deren Ursachen nicht beseitigt sind. Im Gegenteil: Wir leben in
einer Periode des beginnenden Kampfes um die Neuaufteilung der Welt unter den
größeren und kleineren imperialistischen Mächten. Dabei möchte der deutsche
Imperialismus mitspielen. Daher werden die Zeiten hier härter, die Lage gerät immer
prekärer. Daher brauchen wir eine Jugendorganisation und eine Arbeiter_Innenpartei
mit einem klaren, revolutionären Übergangsprogramm zum revolutionären Sturz des
Kapitalismus, zur Errichtung der Herrschaft der Arbeiter_Innenklasse.
Der Kampf für ein solches Programm muss jedoch offen geführt werden. Die
Vorstellung des politischen „Pluralismus“ in [’solid] meint aber, das Unvereinbare
vereinbaren zu können. Revolutionärer Sozialismus, der Kampf für die Errichtung der
Räteherrschaft auf Basis der Zerschlagung des bürgerlichen Staatsapparates und der
Enteignung des Kapitals kann nicht beliebig mit einer parlamentarischen Strategie
einer friedlichen, schrittweisen „Transformation“ der Gesellschaft kombiniert werden.
Der „Pluralismus“, der dabei rauskommt, hilft niemandem, kann nur verwirren und
desorientieren. Darüber hinaus spielen alle Zugeständnisse von Sozialist_Innen in
diese Richtung nur den Reformist_Innen in die Hände, weil so getan wird, als wären
revolutionärer Marxismus und Reformismus vereinbar.

Schlussfolgerungen

Genoss_Innen, anstatt Euch darauf zu konzentrieren, die rechten Reformist_Innen zu
überzeugen, dass die Revolutionär_Innen keine Gefahr sind, greift lieber die



Reformist_Innen dafür an, dass sie mit ihrer Politik nie eine Gefahr für das Kapital sein
werden! Öffnet Euch für die Debatte über den Wiederaufbau einer revolutionären
Partei in Deutschland mit all den Kräften, die dies auch tatsächlich als ihr Ziel
ansehen, anstatt Euch in bürokratischen Kämpfen mit jenen zu verausgaben, die dies
erklärterweise nicht als ihr Ziel ausgeben! Dann gibt es auch wirklich Hoffnung darauf,
die jetzige Situation zu unseren Gunsten zu wenden.

Endnoten

[1] Auf der Seite der Sozialistischen Alternative können sowohl ihre Antwort auf den
Antrag als auch Antrag und Begründung selbst eingesehen werden
https://www.sozialismus.info/2018/03/linksjugend-solid-gegen-den-ausschluss-von-sav-
mitgliedern
[2] Für eine genauere Auseinandersetzung empfehlen wir unsere Broschüre „[’solid] –
if everything goes right, go left! Oder welche Einheit brauchen wir“. Zu der Frage des
Programms siehe ab Seite 15 in der Broschüre von Lukas Müller unter dem Kapitel
„[’solid] ist eine reformistische Jugendorganisation“
http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Polemik_Lukas_M%C
3%BCller_2014.pdf
[3] „Dass die RL ohne Programm und Statut innerhalb [’solid] nicht fraktionsfähig sein
kann, sah man dann während wie auch nach dem BuKo. Während ein Genosse, den
man getrost als Linken in der RL bezeichnen kann, von „gemischten Gefühlen“ spricht,
tobt auf Facebook ein Kampf zwischen der SAV und dem Funken, wie man sich zu
Sexarbeit verhält. Von Diskussion nach innen, Geschlossenheit nach außen, wie es für
leninistische Organisationen üblich ist, sah man nichts.“ Der gesamte Artikel ist unter
http://onesolutionrevolution.de/austritt-aus-der-revolutionaeren-linken-in-solid-aber-wa
rum/ nachzulesen.
[4] Gründungserklärung des BAK RL unter:
https://revolutionaerelinke.files.wordpress.com/2015/10/bak-rl_programm.pdf
[5] Wir haben damals sehr deutlich Stellung dazu bezogen, dass der Entrismus zuerst
eine taktische Frage ist, die vor allem durch die politische Linie und das offene
Auftreten der Sozialist_Innen für ihr Programm und den Aufbaus einer
unversöhnlichen revolutionären Fraktion geprägt sein muss. Die SAV tut aber
niemandem einen Gefallen, wenn sie die Utopie einer sozialistischen Massenpartei
zeichnet, die im Grunde genommen durch Kompromisse und ohne Kämpfe und gar
Spaltungen existieren kann. Siehe auch den Artikel von Lukas Müller und Georg
Ismael: http://www.arbeitermacht.de/infomail/833/solid.htm
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Repression und Willkür in Sachsen

Viele kennen diese Situation: du warst auf einer Demonstration, alles verlief friedlich,
du willst mit deinen Freund_Innen/deiner Bezugsgruppe nach Hause, und plötzlich
greifen die Cops völlig grundlos dich und deine Genoss_Innen an – es gibt ein kurzes
Gerangel, Menschen werden verprügelt und gehen zu Boden, Einzelne werden aus der
Menge herausgezogen und weiter drangsaliert und auf einmal befindet man sich in
einer
polizeilichen Maßnahme.

So geschah es auch am 11. März in Chemnitz. Im Rahmen des internationalen
Frauenkampftages fand dort, wie auch schon im letzen Jahr, eine Solidemo der
Gefangenengewerkschaft/Bundesweite Organisation (GG/BO) für die inhaftierten
Gewerkschafter_Innen der dortigen JVA statt. Wir von Revolution Dresden beteiligten
uns an dieser Aktion, da wir es für notwendig erachten, den Kampf für die Befreiung
der Frau mit der praktischen Solidarität mit jenen zu verbinden, die besonders stark
von Unterdrückung und Ausbeutung betroffen sind – wie z.B. die
Gewerkschafter_Innen in der JVA Chemnitz. Im letzten Jahr fand dort ein Sitzstreik der
Frauen gegen die
miserablen Zustände und eine Verschlechterung der Haftbedingungen statt. Im
Nachhinein wurden sie für diesen Protest, welcher die Gefängnisleitung auch medial in
Erklärungsnot brachte, von Seiten des Staates bestraft.
Im Gegensatz zum letzten Jahr, als die Demo von den Bullen brutal
auseinandergeprügelt wurde (die GG/BO berichtete), konnten die über 300
Demonstrierenden die Aktion bis zur Auflösung durch die Veranstalter_Innen friedlich,
aber entschlossen durchziehen. Durch kämpferische Sprechchöre und Reden konnten
die gefangenen Frauen wie auch umstehende Passsant_Innen erreicht werden. Die
Stimmung war gut, es wurde gesungen und getanzt (auch hinter den
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Gefängnismauern) und die Gefangenen waren offensichtlich sehr erfreut über die
Solidaritätsbekundungen
– fast alle standen an den Fenstern, winkten, pfiffen und schrien, ja rüttelten gar so
stark an den Gittern, dass dies über die Mauern hinweg bis zu uns zu hören war. Es
war ein schöner, wenn auch gleichsam bedrückender Akt der Solidarität. Der
eintönige, triste Gefängnisalltag und die Isolation der Frauen konnte durchbrochen
werden – wenn auch nur für einen kurzen Moment.

Den Gesetzeshütern war diese praktische Solidarität wohl ein Dorn im Auge. So
kontrollierten diese unter fadenscheinigen Argumenten die Insassen eines Fahrzeugs.
Dieses stand direkt an der Straße der abreisenden Demonstrant_Innen, welche sich auf
dem Weg nach Hause, zum Bahnhof oder zur Solikundgebung für Afrin befanden. Die
Abreisenden beobachteten natürlich die Kontrolle und solidarisierten sich mit den
Genoss_Innen im Auto. Den Bullen reichte dies bereits zum Anlass, um erst durch
Schubsen, später durch gezielte Schläge gegen die Umstehenden vorzugehen.

Entweder störten sich die Cops daran, bei ihrer „Arbeit“ kontrolliert zu werden, oder
aber sie haben diese Situation bewusst herbeigeführt, um die Demonstration doch
noch in ein schlechtes Licht rücken zu können. Auffällig ist auf jeden Fall, dass sie so
lange gewartet haben, bis das Kamerateam von Frontal21 und die lokale Presse weg
waren. Als sich die Lage durch das deeskalative und besonnene Verhalten der
Aktivist_Innen beruhigte, griff die Polizei einen offensichtlich Blinden Genossen an, riss
ihn zu Boden und schlug auf diesen ein. Es folgte, was folgen musste: zwei Menschen
versuchten ihm zur Hilfe zu eilen, wurden dann aber ebenso niedergestreckt, auf der
Straße fixiert und mehrere Meter über den Asphalt geschliffen. Als die Gruppe der
Abreisenden weitergehen wollte, wurde diese und weitere Unbeteiligte nach 100
Metern durch herbeieilende BFE-Einheiten gekesselt und zusammengepfercht. Es
folgten eine erkennungsdienstliche Behandlung und ein Platzverweis. Am Ende des
Tages wurdenErmittlungsverfahren wegen versuchter Gefangenenbefreiung (ein
Genosse wollte durch Anwohner_Innen gespendete Lebensmittel in den Kessel reichen)
und Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte eingeleitet, gegen alle 41 von der
Maßnahme betroffenen Menschen wird wegen des Verdachts des Landfriedensbruchs
ermittelt.

Diese völlig unbegründeten, an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfe stellen eine
neue Qualität der Repression gegen Linke in Sachsen dar. Immer wieder wird hier
antifaschistisches Engagement von Seiten des Staates kriminalisiert und strafrechtlich
verfolgt, Aktivist_Innen werden sinnlos schikaniert und eingeschüchtert (bspw. durch
Anzeigen wegen „Aufrufs zur Straftat“ nach Rufen von gängigen
Demoparolen,willkürliche ID- und Taschenkontrollen, Faxe des VS an alle Schulen in
Leipzig und Dresden, um vor uns zu „warnen“). Nun soll in den kommenden Monaten
auch noch ein neues Polizeigesetz verabschiedet werden, welches es an
Repressionspotential knallhart in sich hat. So enthält dieses laut einem Interview aus
der SZ (welches nicht mehr auf der SZ-Seite zu finden ist) unter Anderem:
Erweiterung der Videoüberwachung im öffentlichen Raum, Bodycams für



Polizist_Innen, Einsatz von Gesichtserkennungssoftware, mobile und feste KfZ-
Kennzeichen-Scanner, Erweiterung der Telekommunikationsüberwachung, Einsatz des
Staatstrojaners, elektronische Fußfesseln, Kontaktverbote für bestimmte
Personengruppen („Störer“) usw. Dieses Gesetz soll offensichtlich an das neue
Polizeigesetz in Bayern angelehnt sein, wo es bereits beschlossen wurde, jedoch durch
eine Verfassungsklage noch nicht in Kraft getreten ist. Es ist absehbar, wo die Reise
hingeht.  Bayern und Sachsen werden aller Wahrscheinlichkeit nach erst der Anfang
sein, dort soll es zunächst getestet werden. Es werden mit Sicherheit nach und nach
die übrigen Bundesländer folgen, bis es auf der Bundesebene durchgeboxt wird, wie es
bereits auf der Siko vorgeschlagen und im neuen Koalitionsvertrag vermerkt wurde.
Von diesem neuen Polizeigesetz, welches maßgeblich in die Privatsphäre eingreift und
somit „sogar“ die Menschen- und Bürgerrechte dahingehend außer Kraft setzt, werden
linke Aktivist_Innen besonders hart betroffen sein, aber auch Fußballfans, Sprayer, die
kurdische Bewegung, Menschen mit Migrationshintergrund im Allgemeinen und
insbesondere Refugees – kurz: alle, die irgendwie durch den Staat in die schwammige
und nicht näher definierte Kategorie „Störer“ gesteckt werden. Der Zweck des Ganzen
liegt auf der Hand: der bürgerliche Staat will seine Untertanen noch besser
kontrollieren und überwachen dürfen, Menschen, die diese Gesellschaft verändern
wollen oder den Herrschenden zu unbequem werden, sollen bei Möglichkei tmundtot
und handlungsunfähig gemacht werden. Dass dafür bürgerliches Recht mit den Füßen
getreten wird,zeigt für wen dieses Recht gilt: für die herrschende Klasse und jede_N
der dieser nicht auf die Füße tritt!

Unnötig zu erwähnen, dass wir als Revolutionär_Innen im Speziellen die neuen
Repressionswerkzeuge zu spüren
bekommen werden. Wir sollten auf jeden Fall keine Illusionen darin haben, dass das
neue Gesetz „nur nach Augenmaß“ und im „Einklang mit den Grundrechten“ zum
Einsatz kommt. Wenn die Polizei, dessen Aufgabe es ist, die Eigentums- und
Herrschaftsverhältnisse zu sichern, bald ohne richterlichen Beschluss Menschen vor
„Großevents“ in Beugehaft nehmen kann, dann erinnert das nicht grundlos an ein
besonders dunkles Kapitel der deutschen Repressionsmaschinerie und lässt es einem
eiskalt den Rücken runterlaufen.

Darum ist es jetzt notwendiger denn je, Widerstand zu organisieren, Repression und
das neue Polizeigesetz öffentlichkeitswirksam zu kritisieren und gegen die
schleichende autoritäre Umgestaltung des bürgerlichen Nationalstaats vorzugehen!

In Dresden fand bereits ein erstes Treffen linker Gruppen statt, um über die
Möglichkeit gemeinsamer Aktionen gegen das neue Polizeigesetz zu diskutieren. Dort
wurde auch die Idee eines gemeinsamen Bündnisses aufgeworfen, welche wir
unterstützen und voranbringen wollen. Der nächste Schritt sollte die Initiierung einer
aktionsorientierten
Kampagne sein, welche für die Thematik ein Bewusstsein schafft und Druck aufbaut.
Letztlich ist das neue Polizeigesetz, wenn es nach dem Willen der SPD und CDU
geht,schon fest beschlossen. Die AfD wird vermutlich ebenfalls geschlossen dafür



stimmen. Das heißt, es wird kaum möglich sein, den Beschluss dieses Gesetzes zu
verhindern. Jedoch darf es nicht sein, dass kaum jemand hiervon weiß und wir
unwissend in einem autoritären Überwachungsstaat landen. Das sollten eigentlich
auch die großen Organisationen derArbeiter_Innenklasse, die Gewerkschaften, die SPD
und die Partei die Linke kritisieren und bekämpfen. Nungilt es, wachzurütteln und die
Architekt_Innen in ihren Plänen zu kritisieren, um ihre Konstruktion eines Tages zu
Fall
zu bringen!

Ein erster Schritt dafür kann die Organisierung von Widerstand gegen diese
widerlichen Repressalien sein.
Wir müssen unsere Forderungen nicht nur an „uns“ an unsere Szene, sondern auch die
erwähnten Elemente unserer Klasse stellen, wenn wir wirklich was bewirken wollen. 
Wir lassen uns nicht einschüchtern, Freiheit für alle politischen Gefangenen!

Wir fordern:

die Rücknahme des bisherigen Gesetzesentwurfes zum neuen Polizeigesetz und alleranderen1.
Überwachungs- und Repressionsgesetze, wie die Vorratsdatenspeicherung und Umsetzung
einer sofortigen Kennzeichnungspflicht für alle Polizist_Innen
Investitionen in Bildung und Soziales statt in Überwachung, Polizeiausbau und Militär2.
die sofortige Abschaffung aller Geheimdienste3.
die Umsetzung von Alternativen zum bestehenden Sicherheitsapparat: Die Leute sollten sich in4.
Nachbarschaftskomitees organisieren und aus ihren Reihen Deligierte wählen (welche
rechenschaftspflichtig und abwählbar sowie zeitlich begrenzt tätig sein und höchstens einen
durchschnittlichen Facharbeiter_Innenlohn verdienen sollten), die selbstorganisiert für die
Sicherheit im Viertel sorgen

18. März – Kampftag der politischen
Gefangenen

Ein Grußwort von Pat – politischer Gefangener und Sprecher der GG/BO der JVA
Waldheim

Vorwort der Redaktion

Wir veröffentlichen an dieser Stelle das Grußwort unseres Freundes und Genossen Pat,
geschrieben für den 18. März, den internationalen Tag der/s politischen Gefangenen.
Der internationale Kampftag erinnert an die Entstehung der Pariser Kommune am 18.
März 1871, dem, wie Marx es schrieb, ersten Versuch der „Enteignung der Enteigner“.
Wie weit wir momentan noch von dieser weltgeschichtlichen Aufgabe des Proletariats
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entfernt sind, zeigt vieles, unter anderem die Geschehnisse im Berliner
Vorbereitungsbündnis hin zum 18. März 2018. Hier kam es Mitte Februar zu einem
undemokratischen Ausschluss der Gruppe BDS-Berlin unter dem Vorwurf des
Antisemitismus. Wir lehnen die reaktionäre Gleichsetzung von Antizionismus und
Antisemitismus als Kampfmittel ab und solidarisieren uns mit BDS-Berlin. Nachdem
auf einem Folgetreffen kurdische und palästinensische Kräfte diese Entscheidung
anfechten wollten, wurde das Bündnis im Schulterschluss von VertreterInnen der
Roten Hilfe Berlin und der GG/BO (Gefangenengewerkschaft / bundesweite
Organisation) aufgelöst. Auch unser Freund und Genosse Pat als Mitglied der GG/BO
ist hierüber entsetzt, weshalb er dieses Grußwort an die Demonstration und die
VeranstalterInnen verfasste.

Grußwort

Hallo, mein Name ist Pat, ich bin 25 Jahre alt und sitze eine mehrjährige Haftstrafe
wegen politischer Brandstiftungen ab. Ein wenig mehr als 1 Jahr ist es her, als sie mir
mit der Urteilsverkündung die Handschellen anlegten. Die erste Zeit in Haft war am
anstrengendsten: die Isolation, die Einsamkeit und der geistige Degenerationsprozess,
gegen den anzukämpfen so unfassbar schwer ist. Tür an Tür mit Ratten,
Vergewaltigern und Leuten der Gruppe Freital zu leben, ist schon eine krasse
Veränderung des bisherigen Lebens.

Aber ich lebe noch, körperlich wie geistig. Ich bin fitter, als ich es lange nicht mehr
war, und mein Kampfesmut, mein Wille und meine Hingabe für die revolutionäre
Bewegung, für den Kommunismus, sind stärker denn je. Dies verdanke ich vor allem
jenen, die mich in dieser Zeit tatkräftig unterstützten. Ohne die tapferen GenossInnen
des „Free Pat – Solikreises“ wäre mir die politische Weiterbildung in der Form nicht
möglich und ohne all die Briefe, die ich von FreundInnen und GenossInnen regelmäßig
erhalte, wäre mein Leben hier kaum auszuhalten.

Aber ich weiß, dass ich bei weitem nicht der Einzige bin, der das temporäre Problem
hat, Gefangener zu sein. Erinnern wir uns an die Festnahmewelle bei G20 letztes Jahr,
die Repression gegen unsere kurdischen und palästinensischen Brüder und
Schwestern, weil sie sich gegen die Unterdrückung, Ausbeutung, Vertreibung und
Vernichtung ihrer Volksgruppe gerade machen.

Selbst im Solikreis für politische Gefangene lässt sich das Geschwür, das sich
SektiererInnen nennt, beobachten. So wurde die Gruppe BDS-Berlin aus dem
Demobündnis ausgeschlossen, da sie sich mit dem legitimen und gerechten
Freiheitskampf unserer palästinensischen Geschwister solidarisiert und den
Unterdrücker, den kapitalistischen, reaktionär geführten, korrupten
BesatzerInnenstaat, Israel beim Namen nennt. Dafür sind sie als angebliche
AntisemitInnen gebrandmarkt aus dem Bündnis geworfen worden.

Ich sitze hier nicht nur mit Nazis und Vergewaltigern, auch sind hier viele Geflüchtete



für lange Haftzeiten eingesperrt, für die deutsche Gefangene nicht mal die Hälfte der
Haftzeit kassieren würden. Die Solidarisierung mit dem palästinensischen
Freiheitskampf als antisemitisch zu bezeichnen, diffamiert Millionen, ja fast eine
Milliarde Menschen südlich und östlich des Mittelmeeres als solche. Wer sich
international mit Gefangenen solidarisieren will, muss auch internationalistische,
revolutionäre Politik betreiben. Wer dabei anfängt, nach Volksgruppe, nationaler
Herkunft und Religion zu sortieren – und als etwa anderes ist dieser Ausschluss nicht
zu werten –, sollte sich überlegen, die nächste Aktion nicht doch montags abends vor
der Dresdner Oper zu planen. Der imperialistische Klassenfeind profitiert in jedem Fall
und wir Gefangenen können angesichts solcher pro-israelisch-nationalistischer
Schweinereien nur den Kopf schütteln – denn dafür ist keine/r von uns in den Knast
gegangen. Ich sitze hier, weil ich, wenn auch mit dem völlig falschen taktischen
Ansatz, versucht habe, politische Kämpfe zuzuspitzen, das allgemeine Kampfniveau der
Klasse zu heben, und ich sitze hier mit der Hoffnung, dass in 5 Jahren vielleicht ein
paar Gruppen mehr gepeilt haben, dass es alleine eben nicht geht und die Bildung
einer Einheitsfront und der Aufbau einer revolutionären Partei unbedingt notwendig
sind.

Die organisierten Gefangenen der JVA Waldheim und ich als Sprecher der GG/BO-
Waldheim solidarisieren uns ausdrücklich mit dem legitimen und gerechten
antikolonialen Widerstand der PalästinenserInnen und verurteilen den Ausschluss der
Palästina-solidarischen Gruppe BDS-Berlin aufs Schärfste. Wir fordern die
verantwortlichen Personen und Gruppen dazu auf, sich von prokolonialen,
proimperialistischen und letztendlich rassistischen, nationalistischen Positionen zu
distanzieren und sich bei der Gruppe BDS-Berlin für ihr Verhalten zu entschuldigen.

Hoch die internationale Solidarität!
Von Kaschmir bis nach Gaza – Freiheit und nationale Selbstbestimmung für alle
unterdrückten Volksgruppen – Tod dem Imperialismus!

Ich danke besonders den GenossInnen der Gruppen REVOLUTION und
ArbeiterInnenmacht, die mich ständig mit Material versorgen, mich unterstützen, mir
kostenlos die überaus empfehlenswerte Zeitung „Neue Internationale“ zukommen
lassen und mir mit diesem Schreiben eine Stimme gegeben, meine Isolation somit
gebrochen haben.

GroKo Oh no! – Wie weiter mit den
#NoGroKo-Anhänger_Innen?
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von Wilhelm Schulz, REVOLUTION Berlin

Am vergangenen Sonntag, dem 4. März, war es dann endlich so weit. Die SPD konnte
die Ergebnisse ihrer Urabstimmung verkünden. Insgesamt beteiligten sich mit 362.933
abgegebenen Stimmen knapp 80% der Parteimitgliedschaft – diese ist momentan bei
463.723 Mitgliedern. Unter diesen stimmten 66,02 % für und 33,98 % gegen eine
Neuauflage der Großen Koalition von CDU/CSU und SPD. Thomas Oppermann, seit
2013 Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion und Parteibürokrat erster Reihe, sagte
im Interview mit „Die Welt“, er rechne mit „55 Prozent Plus X“ an Zustimmungen.

Auch wenn das Ergebnis nicht so knapp ausfiel, so zeigt es doch, was für einen Wind
sie durch die alte verknöcherte Partei geblasen hat. Dafür hatte die Parteiführung auch
in den letzten Wochen hart und mit allen Mitteln gekämpft. In den hierzu
einberufenden 12 Regionalkonferenzen, nicht zu verwechseln mit der #NoGroKo-Tour
der Jusos, wurde zu Beginn jeder Veranstaltung mindestens eine Stunde lang über die
positiven Errungenschaften des ausgehandelten Koalitionsvertrags gesprochen, bevor
auch nur ein einzelnes Basismitglied zu Wort kommen durfte. In der Parteizeitung
„Vorwärts“ wurde nur ein Interview veröffentlicht, in dem ein GroKo-Gegner zu Wort
kommen durfte, Kevin Kühnert (Juso-Vorsitzender) im Schlagabtausch mit Lars
Klingbeil (SPD-Generalsekretär). Die Gewerkschaften verschickten über ihre
Mailinglisten vermehrt Lobeshymnen an den Koalitionsvertrag, interessant, dass diese
ansonsten zur Bundestagswahl mit Floskeln wie „Geh wählen“ um sich werfen, aber in
Zeiten der Not treu Wahlkampf für die SPD-Führung machen. Im Brief an die
Mitgliedschaft, ein Kommentar der SPD an die Urabstimmenden, wurde einseitig für
das „Ja“ geworben.

Und schlussendlich kursierte ein Argument über der Urabstimmung. Sollte es zu einem
„Nein“ kommen, so führe dies ‚unausweichlich‘ zu Neuwahlen und stärke unmittelbar
die AfD. Schwachsinn. Was die AfD langfristig stärkt, ist ein ‚weiter so!‘. Eine
Fortsetzung der Politik im Interesse des deutschen Imperialismus im Interesse neuer
Rekordgewinne. Andre Poggenburg, AfD-Vorsitzender Sachsen-Anhalt, sagte in seiner
ketzerischen Rede zum politischen Aschermittwoch, dass die Einführung eines
Heimatministeriums zeige, dass die AfD wirkt. Im Bereich Geflüchtete und Asyl
versucht die kommende GroKo der AfD das Wasser abzugraben, dafür hat die SPD die
Frage der CSU-Obergrenze extra unangetastet gelassen. Im Kampf gegen den
Rechtsruck hilft die GroKo überhaupt nicht, auch nicht wenn die CDU eine
Zusammenarbeit auf Bundesebene für die kommende Legislatur ausschließt, auf
Länderebene machen sie dies partiell. So gab es im Berliner Abgeordnetenhaus eine
gemeinsame Initiative von CDU, FDP und AfD mit der Forderung nach einem
Auftrittsverbot türkischer Politiker zum Verfassungsreferendum vergangenen Sommer.
Oder gemeinsame Kampagnen gegen Linksextremismus in Sachsen-Anhalt. Nein,
gegen den Aufstieg der AfD braucht es die Einheit im Kampf der Organisationen und
Parteien, die sich auf die Arbeiter_Innenklasse stützen, eine Offensive, die
antirassistische und soziale Forderungen miteinander verbindet und diese nicht
gegeneinander ausspielt.



Zurück zur Urabstimmung. Am selben Tag der Verkündung der
Abstimmungsergebnisse trat Kühnert öffentlich auf. In einem Interview mit Phoenix
sagte er etwas, das er während der #NoGroKo-Tour noch als möglich verkaufte,
nämlich, dass eine Erneuerung der SPD unter der GroKo nicht möglich sei. Einen Tag
später ruderte Kühnert bereits zurück und schrieb „Kein SPD-Erneuerung ohne uns!“.
Daneben ergänzte df, dass es die SPD und nicht die Jusos war, die für eine
gemeinsame Regierung mit der CDU/CSU stimmten. Bei diesen Worten müssen die
Anhänger_Innen der #NoGroKo-Kampagne den Juso-Chef jetzt packen. Denn die
123.329 Nein-Stimmen drohen schnell in Schall und Rauch aufzugehen, also zu
demoralisieren, inaktiven Mitgliedern zu werden, dass sich eine relevanter Teil ohne
Anstoß nach links bewegt scheint unrealistisch. Was es braucht, ist einen offenen
Kampf um die Führung der Partei auf dem kommenden Parteitag im April unter der
Kampflosung „Volle Rücknahme der Agenda2010-Reformen“, eine oppositionelle
Fraktion in der SPD.Denn der Fehler, der #NoGroKo-Kampagne darf sich nicht noch
einmal wiederholen. Zwar war die Kampagne recht öffentlichkeitswirksam, doch es
mangelte vor allem an einer klaren Perspektive.#NoGroKo? Ja! Aber wofür? Bleibt die
oftmals ausgesprochene „Rückbesinnung auf die Sozialdemokratie“ eine leere Floskel,
die nicht mit konkreten Forderungen gefüllt wird, wie eine klare Positionierung gegen
Rassismus , Leiharbeit und Befristung oder für Wohnraum für Alle, dem Ausbau des
sozialen Wohnungsbaus & Enteignung der leerstehenden Wohnungen, dann wird man
Niemanden von der eigenen Position überzeugen können. Ebenfalls bedeutet ein
offener Kampf auch, sollte die Fraktion ihn gewinnen, dass man die aktuelle
Führungsriege aus der Partei werfen muss. Denn die Politik des Vorstands zeigt in
allen Punkten, dass dieser nur im Interesse der Profite der deutschen Wirtschaft
agiert, denn eine inhaltliche Neuausrichtung würde bedeuteten, dass man die eigenen
Posten verliert. Außerdem müssen die Jusos ihre Unabhängigkeit von der SPD
beschließen und mit dem Dasein einer Struktur innerhalb der SPD brechen, sie müssen
sich hierfür unter anderem ein eigenes Programm geben. Wir schlagen hierzu eine
offene Programmdebatte anhand ihres #NoGroKo-Papiers vor.

Solche Maßnahmen würden einen Ablösungsprozess von der SPD nach links einleiten.
Uns als Revolutionär_Innen ist hierbei klar, dass dieser Prozess jedoch nur erfolgreich
sein kann, wenn ein konsequenter Bruch mit dem reformistischen Programm der Partei
stattfindet. Das bedeutet ein notwendiges Ende mit dem reinen Fokus auf den Rahmen
der bürgerlichen Gesellschaft, samt seines Staates. Alleinige Forderungen nach
progressiver Besteuerung ändern nichts an den kapitalistischen
Eigentumsverhältnisses. Was wir brauchen, ist ein revolutionäres Programm, das die
brennenden Fragen des Alltags mit einem Programm zum Sturz des Kapitalismus
verbindet. Denn eines ist klar. Auch das klassische sozialdemokratische Programm
fand keinen parlamentarischen Weg zur Beseitigung dieses Gesellschaftssystems.
Hierfür gilt es auf der Straße zu kämpfen und als solches müssen sich die Jusos jetzt
verstehen, als Initiator_Innen einer Einheitsfront gegen die Angriffe der kommenden
GroKo!



Nein zur GroKo, Nein zum erneuten
Verrat!

von Alex Metzger

Seit bald 5 Monaten, hinter der Fassade und auch darüber hinaus, herrscht Uneinigkeit
in der SPD. Nach 4 Jahren Großer Koalition und Mitverwaltung der undemokratischen,
militaristischen EU, der Unterdrückung von Teilen Südeuropas durch eine rigorose
Sparpolitik und der generellen Abwälzung der Kosten der Finanz- und Wirtschaftskrise
auf den Rücken der Arbeiter_Innenklasse wollte sie nun einen Schlussstrich unter diese
Politik ziehen. Mit einem inszenierten „Linksruck“ der Partei, angeführt von dem
ehemaligen EU-Parlametsvorsitzendem Martin Schulz, sollten wieder einmal soziale
Themen in den Vordergrund gerückt werden. Gleichzeitig wurde aber auch immer
wieder auf die angeblichen „Erfolge“ der SPD verwiesen, die man gegen den Widerstand
der CDU/CSU durchsetzen konnte. Das Paradebeispiel hierfür ist die Einführung des
Mindestlohns, welcher aber nicht für alle gilt, wie z. B. Azubis oder Leiharbeiter_Innen.

Mit hohlen Floskeln, die die Sozialdemokratie seit eh und je in den Mund nimmt, wollte
die SPD auf Stimmenfang gehen. Nach dem schlechtesten Wahlergebnis, das sie je
einfuhr, nur ein wenig mehr als 20 Prozent, mussten weitere Floskeln her. Die
konsequente Ablehnung einer Regierungsbeteiligung und die daraus resultierende
Oppositionsführerschaft der SPD schien ausgemachte Sache zu sein. Allerdings kamen
in diesen 5 Monaten von verschiedenen Seiten der Parteibürokratie und Spitze Kritik an
diesem Kurs. Erst recht nach dem Scheitern der Verhandlungen zu einer Jamaika-
Koalition zwischen CDU/CSU, der FDP und den Grünen wurde die SPD von allen Seiten
dazu gedrängt, sich ihrer Verantwortung als „staatstragende Volkspartei“ doch bitte
gerecht zu werden. Die Schlüsselfrage der SPD: Politik für die eigene soziale Basis zu
betreiben oder im Interesse der herrschenden Klasse. Statt in einem politischen Kampf um
tatsächliche soziale Forderungen, wie einer wirklichen Erhöhung des Mindestlohns, die
Abschaffung der Zeitarbeit, oder der Absicherung der Renten für Geringverdiener_Innen,
verbunden mit der Forderung nach einer klar antirassistischen Ausrichtung zusammen
in einer Minderheitsregierung mit der Linkspartei, ruderte die SPD zurück. Somit wurde
sie am Ende ihrer Rolle als die oben genannte „staatstragende Volkspartei“ einmal
mehr gerecht und blieb sich am Ende in ihrer Tradition des Rückziehens vor der
Auseinandersetzung mit der herrschenden Klasse treu, wie sie es schon seit inzwischen
100 Jahren mehr oder weniger erfolgreich macht. Der Vorstand sprach sich für die
GroKo aus, der außerordentliche SPD Parteitag Ende Januar entschied sich für die
Aufnahme der Sondierungsgespräche für eine Fortsetzung der Großen Koalition.

Der Koalitionsvertrag ist seit Donnerstag ausgehandelt und die Ministerposten werden
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verteilt. Dabei ist der SPD-Messias aus Würselen auf jeden Fall raus. Das Vertrauen der
Mitgliedschaft der SPD, das Schulz 100 % der Stimmen in der Wahl zum Parteivorsitz im
Januar 2017 beschert hat, scheint gebrochen. Sigmar Gabriel, der alte Parteivorsitzende,
hat ihm in Form einer offenen und harschen Kritik an seiner Person und seinem
Führungsstil die Falltür geöffnet, durch die er letztlich in die Versenkung gestürzt ist.
Diese den Inhalten vorgeschobene Personaldebatte, mit der sich die Partei kopflos
präsentiert könnte der Spitze letztlich aber die „Ja´s“ bei der GroKo Abstimmung
sichern. Schließlich war es Schulz, der versprach nicht in die Regierung einzutreten,
ohne ihn: kein Wortbruch. Vielleicht reicht das schon für ein Ja zum Koalitionsvertrag bei
der Abstimmung der Mitglieder ab 15. bis Ende Februar. Dabei war es doch genau das
Handeln von Schulz, das den wahren Charakter des Reformismus zu Schau stellte.
Konkret: das dieser in der Stunde der Not, also wenn das Kapital nicht zu Zugeständnis fähig ist,
sein wahres Gesicht zeigt. Als bürgerliche, da klassenversöhnlerische, Ideologie innerhalb der
Arbeiter_Innenbewegung.

Umso deutlicher macht sich Unmut in den linken Teilen der SPD-Basis breit, die
Abstimmung Ende Januar ging mit 56 % für und 44 % gegen die Verhandlungen zur
Regierungsbildung (Sondierungsgespräche) aus. Besonders die Jugendorganisation der
SPD, die Jusos, wollen einen politischen Kampf um Positionen, nicht um Posten führen.
Zumindest wird ihr Vorsitzender Kevin Kühnert bei seiner #NoGroKo-Tour nicht Müde
das zu betonen. Im Zuge dieses Kampfes traten knapp 25.000 Menschen in die SPD ein.
Ähnlich wie bei dem vermeintlichen Linksruck, angeführt vom ehemaligen Parteichef
Martin Schulz Anfang 2017. Zusammen sind das fast 10 % der SPD Mitgliedschaft. 10 %,
die offen für einen linken Kurs in der SPD sind, ihn sogar herbeiführen wollen, das finden
wir gut, diese Bewegung müssen wir mit unseren eigenen Forderungen und
Perspektiven begleiten.

Entgegen der Meinung pseudolinksradikaler Gruppen, die in der SPD einen Haufen den
Kapitalist_Innen nahestehenden Verräter_Innen am Proletariat sehen, denken wir, dass
diese Dynamik von Revolutionär_Innen genutzt werden muss. Wenn eine Welle der
Kritik von links, von der Basis einer bürgerlichen Arbeiterpartei, also einer Partei welche
ihre Mitgliedschaft und Verankerung in der ausgebeuteten Klasse verortet, eine Welle
der Kritik an der Führung dieser Partei losbricht, dann ist das immer auch eine Chance
im Kampf für ein revolutionäres Programm. Nicht weil wir glauben mit neuen Mehrheiten
selbst um die Führung zu kämpfen, sondern weil wir desillusionierte junge
Sozialdemokrat_Innen in unser Boot holen wollen. Diesen Punkt gilt es unversöhnlich zu-
zuspitzen. Hierum muss von den Jusos die Frage des Regierungsprogramms diskutiert
werden, beispielsweise unter der vollen Rücknahme der Agenda2010-Reformen im
Schulterschluss mit den Tarifauseinandersetzungen, wie sie im öffentlichen Dienst
bevorstehen oder bei der IG Metall in Ostdeutschland noch fortgesetzt werden müssen.

Mit ihren Forderungen werden sie schnell an die Grenzen des in ihrer Partei und mit den
parlamentarischen Mehrheiten machbaren kommen. Klar, denn in der bürgerlichen
Demokratie dient der Staat den herrschenden Kapitalist_Innen. Die Abschaffung der
Agenda Reformen zum Beispiel, die Verringerung des Renteneintrittsalters bei einer



allgemeinen Rentenerhöhung, staatlicher Wohnungsbau, oder Forderungen um die
Demokratisierung der Partei, oder sogar der imperialistischen EU im Schulterschluss mit
dem europäischen Proletariat werden spätestens von ihrer eignen Führung blockiert.
Diese als bürgerliche Marionetten zu entlarven, verbunden mit sozialen und politischen
Forderungen, zum Beispiel nach der Integration Geflüchteter in Gewerkschaften, um
den Antirassismus in breitere Teile der Klasse zu tragen, sollte das erklärte Ziel von
Kommunist_Innen sein. Wir fordern alle Mitglieder der SPD auf in der Urabstimmung mit
Nein zu stimmen. Gegen die GroKo kämpfende Mitglieder in der SPD müssen unter
diesen Losungen die Auseinandersetzung in der SPD politisieren und hiermit um die
Führung der Partei kämpfen.

Dafür sind die Debatten in der Partei und in ihrer Jugendorganisation nur ein Schritt
unter vielen. Die linken Teile der Partei müssen sich dabei als der Keil begreifen, der
den Kampf, der zum Bruch mit der Führung, im Fall der Niederlage zur Spaltung oder zu
einer „neuen Ausrichtung der SPD“ im Wort, wie es die Jusos weichgespült gern
formulieren, erst ermöglichen kann. Um Druck zu erzeugen und Massen für uns zu
begeistern brauchen wir eine dynamische Bewegung, eine Einheitsfront vieler
Arbeiter_Innenorganisationen welche die Kämpfe auf die Straße, an die Schulen, Unis
und Fabriken trägt. Wir müssen die Frage, danach warum keine Verhandlungen mit der
Linkspartei gestartet wurden mit der Perspektive, der antirassistischen Einheitsfront,
beantworten.

Gleichzeitig müssen wir unsere Partner_Innen, wo es nötig ist für reformistische
Positionen kritisieren. Bei allen guten Ansätzen, die die Jusos in ihrem Kampf gegen die
GroKo verfolgen, werden auch von ihnen keine Forderung hin zu einer sozialistischen
Umorientierung aufgestellt. Die Kritik, die aus der #NoGroKo-Kampagne laut wird, ist
eine Kritik am Führungsstil und an der prinzipiellen Bereitschaft zusammen mit der CDU
zu regieren. Die von Kühnert und Co. aufgezeigte Perspektive kann und darf nicht
einfach nur die „Neuausrichtung der SPD“ sein. Neben dem guten Ansatz sagt diese
Forderung nämlich nichts. Weder was geändert werden muss noch wo´s hingehen soll.
Demokratisierung der Partei, eine konsequente Politik für die Ausgebeuteten, Beispiele
wurden in diesem Text schon einige genannt, die Ablehnung des imperialistischen
Weltsystems, ein konsequenter Internationalismus, der den Charakter des globalen
Systems als System von ausbeutenden und ausgebeuteten Klassen begreift, eine
Analyse und Kritik am gesellschaftlichen Rassismus, all das sollte von der Juso-Basis
gefordert werden. Kurz: eine Kritik am Reformismus und keine bloße Kritik am
Führungsstil, die in ihrer Ausrichtung auch vor dem Bruch mit der Partei nicht
zurückschreckt, ist jetzt gefragt.

Dass in der Spitze der SPD unter Missachtung der Kämpfe in der Basis mit der CDU und
CSU gefeilscht wird, zeugt von der Kompromissbereitschaft ihrer falschen Führer. Die in
den Vordergrund rückenden Personalfragen bieten zusätzliche Möglichkeiten eine
Debatte um Inhalte zu verschleiern. Letztlich wird sich zeigen, wie weit der linke Flügel
bereit ist zu gehen, und wie weit die Bürokratie und der liberale Flügel dazu in der Lage
sind die Wogen zu glätten, um zumindest für die nächste Regierungsperiode Ruhe zu



haben.

Wir dürfen nicht tatenlos zusehen. Stellen wir uns an die linke Seite der linken Seite, um
gemeinsam mit ihnen aus dem Nein zur GroKo ein Ja für eine revolutionäre und
antikapitalistische Politik zu machen, die sich gar nicht erst von Gabriel, Nahles und Co.
über ihren wahren Charakter hinweg täuschen lässt und Abseits vom Verhandlungstisch
soziale Forderungen mit denen nach dem Umsturz des Kapitalismus unter sozialistischer
Perspektive verbindet. Nur so können wir aus der Krise der Arbeiter_Innenbewegung,
dem Fehlen einer entschlossenen und radikalen Führung, gemeinsam zu einer
revolutionären Bewegung kommen die tatsächlich wieder mal, was reißen kann.

Angriff auf Antirassist_Innen in Kassel

Was ist passiert?

Am 29.11.2017 waren zwei Mitglieder der Gruppe REVOLUTION in der Kneipe Mutter
in  Kassel.  Vor  der  Tür  wurden  unsere  Mitglieder  von  einer  uns  als  antideutsch
bekannten Person angepöbelt, woraus sich eine hitzige „Diskussion“ zu den Themen
Nahost-Konflikt,  Kampf  gegen Rassismus und vor  allem Islam entwickelte,  zu der
weitere Antideutsche hinzukamen. Nach einiger Zeit entzogen sich die REVOLUTION
Mitglieder der „Diskussion“ und setzten ihren Abend in der Kneipe fort. Als sie später
die Kneipe verließen, wurden sie plötzlich von zwei weiteren Antideutschen, die bei der
vorherigen  Situation  nicht  dabei  waren,  verbal  und  körperlich  angegriffen.  Dabei
versuchten drei Unbeteiligte, die dazu kamen, sie zurückzuhalten. Unsere Mitglieder
beschränkten sich darauf die Angreifer_Innen von sich zu schubsen und versuchten
ihren Weg nach Hause fortzusetzen. Erst als sie schon 100m von der Kneipe entfernt
waren, drehten sich die Angreifer_Innen um und kehrten zur Kneipe zurück.

Wer waren die Angreifer_Innen? Was war der Auslöser?

Die Personen lassen sich dem Umfeld der Gruppe Racoons zurechnen. Einige der
Personen,  die  unsere  Mitglieder  bepöbelt  oder  angegriffen  haben,  gehören  zum
aktivsten Teil der Kassler Antideutschen. Die Gesichter sind uns von Bündnistreffen,
Demos  und  Kundgebungen  bekannt.  Der  Vorfall  kann  nicht  getrennt  von  der
politischen Lage in Kassel betrachtet werden. REVOLUTION tritt seit langem offen für
die Rechte unterdrückter Nationalitäten, wie z.B. der Palästinenser_Innen oder der
Kurd_Innen ein. Deshalb war Revolution schon in der Vergangenheit immer wieder
Drohungen von Antideutschen, z.B. in Form von Hausbesuchen, ausgesetzt. An dem
Abend selbst drehte sich die „Diskussion“ vor allem um die Frage von Islam und
Frauenrechten.  Reaktionäre  Ideen,  wie  die  Unterdrückung  von  Frauen,  sind
Bestandteil aller bestehenden Religionen bzw. ihrer Institutionen. Von dieser Seite her
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sollte  natürlich  jede/r  FeministIn  den  Islam ablehnen.  Dabei  ist  es  aber  genauso
wichtig vom Christentum, Judentum, Hinduismus usw. zu sprechen. Ebenso wichtig ist
es im Privaten für völlige Religionsfreiheit einzutreten, auch für Muslime und Muslima.
Beides tun die Kassler Antideutschen aber nicht. Für sie führt speziell der Islam zu
„barbarischen Zuständen“ gegen die unsere „westliche Zivilisation“ verteidigt werden
muss, wie die Gruppe Raccoons in ihrem Text Das Problem heißt Islam schreibt. Ihre
„Religionskritik“ ist nichts anderes als antimuslimischer Rassismus und lässt sich von
den Positionen und der Rhetorik der AfD nur schwer unterscheiden. Unsere Mitglieder
sind an dem Abend für  eine  Religionskritik  auch an Christentum,  Judentum usw.
eingetreten, bei gleichzeitiger Religionsfreiheit für alle Menschen im Privaten, weshalb
sie später physisch angegriffen wurden.

Wem nützt der Angriff?

Der Angriff fand im Kontext eines Rechtsrucks in Deutschland, Europa und der ganzen
Welt statt. Migrant_Innen, Muslime und Muslima leben vielerorts in einem Klima der
Angst. Die Linke steht massiv unter Druck, sie ist zersplittert und ihre Strukturen sind
schwach. In Kassel haben wir als REVOLUTION mitgeholfen ein lokales Bündnis gegen
Rechts aufzubauen und öffentlich alle Antirassist_Innen eingeladen daran mitzuwirken.
Gemeinsam  mit  der  Linkspartei,  Linksjugend  Solid,  der  SAV,  der  Gruppe
ArbeiterInnemacht  und  dem  SDS  haben  wir  nach  dem  Einzug  der  AfD  in  den
Bundestag  eine  lautstarke  Demo  und  eine  Kundgebung  organisiert.  Anschließend
haben wir viel Energie in eine gemeinsame Mobilisierungskampagne gegen den AfD
Parteitag in Hannover gesteckt. Auch an dem Abend des Angriffs haben wir in der
Kneipe  für  die  Aktionen  in  Hannover  mobilisiert.  Die  Antideutschen  haben  sich
dagegen entschieden mit dem Bündnis zusammenzuarbeiten. Stattdessen haben sie
Teile des Bündnisses angegriffen und die Arbeit somit aktiv sabotiert. Wenn auch nicht
bewusst, so war die Aktion doch ein Angriff auf die antirassistische Arbeit in Kassel. Er
hat alleine den Faschist_Innen und Rassist_Innen genutzt und dem Staat, der diese
deckt. Wer in Zeiten des globalen Rechtsrucks gegen Muslime und Muslima hetzt und
angesichts der Schwäche und Zersplitterung der Linken antirassistische Aktivist_Innen
bedroht und physisch angreift, hat jegliches Recht auf Anerkennung in der Linken
verloren.

Wir  fordern  deshalb  alle  Aktivist_Innen  auf,  die  physische  Angriffe  gegen  Linke
ablehnen und jede Spielart des Rassismus bekämpfen wollen, sich klar von den Kassler
Antideutschen abzugrenzen.

[1]: http://raccoons.blogsport.de/2016/06/16/das-problem-heisst-islam/
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G20 – die Welle der Repression geht weite
r!

Gestern Morgen um 6 Uhr wurden bundesweit 24 Objekte von der SoKo „Schwarzer
Block“ durchsucht, die die Polizei Hamburg mit dem G20-Gipfel in Verbindung bringt.
Besonders anzuprangern ist dabei, dass unter anderem auch die Räumlichkeiten der
ver.di Jugend Bonn durchsucht wurden.

Die Polizei hat dabei primär nach elektronischen Datenträgern und Geräten gesucht,
aber auch Kleidung, und diverse andere Gegenstände wurden beschlagnahmt. Das Ziel
der Polizei war es, Hintergrundinfos über Strukturen, die Kommunikationswege der
autonomen Szene offen zu legen und um internationale Vernetzungen bekannt zu
machen. Vorgeschobener Anlass der Durchsuchungen waren Ermittlung gegen 22
Beschuldigte im Zusammenhang mit dem Angriff der Polizei auf eine Demo am
Rondenbarg während des G20 Gipfels.

Gestern wurde im Rahmen der Durchsuchungen niemand verhaftet, jedoch muss auch
beachtet werden, dass seit 150 Tagen (also seit dem G20 Gipfel) noch immer 11 Leute
in Untersuchungshaft sitzen! Es laufen aktuell ca. 3000 Ermittlungsverfahren, mehrere
hundert davon bereits namentlich. Im Rahmen des G20-Gipfels kam es bereits zu 24
Freiheitsstrafen, 5 davon ohne Bewährung. Die Polizei hat angekündigt, kurz vor
Weihnachten eine öffentliche Fahndung zu starten, um mehr „Straftäter_Innen“ zu
identifizieren.

Hierbei werden einzelne Vorwände genutzt, um den berechtigten Protest gegen den
G20-Gipfel vom Juli diesen Jahres zu verunglimpfen. In Hamburg gab es hierbei eine
besondere Qualität polizeilicher Repressionen, die nachträglich durch die Gipfel-
Blockadeversuche und die Freitagnacht im Schanzenviertel versucht wurden, zu
rechtfertigen. Hiermit sollen auch zukünftige Gesetzesverschärfungen durchgewunken
werden. Im Fokus steht hierbei auch die gezielte Einschüchterung von Aktivist_Innen.

Dies ist ein massiver Angriff auf uns alle und der Versuch, Leute politisch zu isolieren!
Doch wir lassen uns nicht spalten! Sprecht miteinander und zeigt euch besonders in
euren Strukturen, aber auch generell mit allen Betroffenen solidarisch! Wir sehen
diesen Angriff als einen Versuch die Bewegung, die sich rund um den G20-Gipfel
gebildet hat, zu spalten und zu kriminalisieren! Wichtig ist es allen Betroffenen der
Repression unsere Solidarität zu zeigen! Werdet jetzt Mitglied in der Roten Hilfe e.V.
und räumt eure Wohnungen und insbesondere eure elektronischen Geräte auf! Es war
ein Angriff auf wenige, aber gemeint sind wir alle! Wir fordern eine sofortige
Einstellung aller laufender Verfahren und die Freilassung aller politischer Gefangenen!
Lasst uns gemeinsam gegen diese Einschränkungen demokratischer Rechte
Widerstand leisten!
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AfD-Parteitag blockieren! Am 02.12.2017
in Hannover

Am 2. Dezember findet in Hannover der Bundesparteitag der AfD statt. Auf den Wahlpartys
konnten die Rassist_Innen ordentlich Champagner spritzen lassen. 13,5%, drei Direktmandate in
Sachsen, 94 Plätze im Parlament und drittstärkste Kraft in den Gewerkschaften -das ist Ergebnis
der AfD von der Bundestagswahl. Den Erfolg kann auch Petrys Austritt nur mäßig dämpfen.
Nach langen internen Flügelkämpfen ist mir ihr der letzte Teil des wirtschaftsliberalen Flügels
gegangen, nachdem schon 2015 Lucke die AfD gespalten hatten. Sie gründet nun die
rechtspopulisitsche Parlamentariergruppe „Die Blauen“. Zurück bleibt der Flügel um Höcke,
Gauland und Meuthen, der mit seinen rechten Ideen das Parlament erobern möchte
und kein Problem hat, sich auch mal positiv auf Nazideutschland zu beziehen. Oder zeitgleich
mit Rassist_Innen und Faschist_Innen auf der Straße zu paktieren. Dabei wollen sie uns
gegeneinander ausspielen. Schieben die Schuld für Armut, unzureichende Sozialleistungen auf
Geflüchtete und Migrant_Innen, schüren antimuslimischen Rassismus, nur um ihre eigenen
Interessen zu sichern und tatsächliche Zusammenhänge zu verschleiern. Und nun, da sie im
Parlament sitzen bekommt der braune Mob nochmal extra viel Kohl und kann die eigenen Ideen
verbreitern und ihre Meinungen als „normal“ präsentieren!

Uns zeigt das Wahlergebnis deutlich: In Deutschland hat’s einen Rechtsruck gegeben. Steigende
rechte Mobilisierungen und Gewalttaten gegen Geflüchtete und Linke, vereinzelt Mobs wie in
Heidenau oder Bautzen, die Selbstjustiz üben oder der Wahlerfolg der AfD bei den
Landtagswahlen waren einige Vorboten. Gleichzeitig haben die anderen etablierten Parteien ihre
Rhetorik verändert. Das Boot neigte sich nach rechts -die Parteien-Mehrheit ging zum
„Ausgleich“ ebenfalls auf die rechte Seite. Während Gauland und Petry hetzten, macht Merkel
die Gesetze. Unzählige Asylgesetzverschärfung, Abschiebungen in Kriegsgebiete und nun die
Einrichtung einer „Obergrenze“. Aber auch Parteien wie die SPD oder die Linkspartei, deren
Wähler_Innenschaft zum Großteil aus der arbeitenden Menschen besteht, haben keine klare
Kante gegen Rechts gezeigt. Mit Sätze wie „Wer Gastrecht verwirkt, dem gehört Gastrecht
verwehrt.“ versuchen Politiker_Innen wie Sarah Wagenknecht (Linkspartei) vom rechten Rand zu
fischen. Ihre Wahlergebnisse zeigen, dass das definitiv nicht der richtige Weg war.

Für uns ist klar: die AfD und ihr Erfolg sind nicht einfach vom Himmel gefallen, ein Problem von
mangelnder Bildung oder ein „ostdeutsches Problem“, sondern Ausdruck einer Krise und eines
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses. Es liegt an uns selbst Widerstand aufzubauen. In
Hannover wollen wir ein klares Zeichen gegen den Bundesparteitag auf die Straße tragen und
nicht zulassen dass sich Rassist_Innen unbehelligt treffen können. Wir sind nicht diejenigen, die
stumm die Füße still halten, sondern lautstark protestieren! Gemeinsam wollen wir für offene
Grenzen demonstrieren. Jeder Mensch sollte das Recht haben, sich frei zu bewegen -unabhängig
wo man geboren worden ist. Gemeinsam wollen ein Zeichen gegen Rassismus, Ausbeutung und
Abschiebung auf die Straße tragen. Dabei reichen uns nicht Onlinepetitionen, Luftballons oder
kleine Lippenbekenntnisse: Wir wollen was verändern. Als REVOLUTION glauben wir, dass das
nur möglich ist wenn man klare antirassistische Positionen mit den Fragen, die uns alle betreffen
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verknüpft. Wir sind nicht nur gegen die AfD und den staatlichen Rassismus.Wir wollen
gemeinsam mit Geflüchteten für bezahlbaren Wohnraum für Alle, für besseres Bildungssystem
ohne Diskriminierung und gleichen Lohn für gleiche Arbeit kämpfen. Wir müssen eine
antirassistische Bewegung aufbauen, die sich nicht nur gegen die Angriffe der Rechten wehrt,
sondern für soziale Forderungen einsteht und Rechte erkämpft. Für uns beginnt die Arbeit dafür
schon im Hier und Jetzt: An den Schulen, Unis und Betrieben wollen wir Aktionen gegen die
lokale AfD organisieren und gegen ihren Parteitag mobilisieren! Dabei wollen und müssen wir
aufzeigen, dass Rassismus ein Mittel ist um uns zu spalten und seine Wurzeln, ebenso wie die
soziale Ungleichheit und unsichere Zukunftperspektiven, im Kapitalismus hat. Also werdet mit
uns aktiv, kommt mit uns nach Hannover, den AfD-Parteitag blockieren! Lasst uns
schlagkräftigen Widerstand aufbauen und den Rechten keine Stimme geben!

Aktionen an unseren Schulen:
Mecklenburg-Vorpommern

Florian Schwerdtfeger

Florian haben wir auf einer Anti-TTIP Demonstration kennengelernt. Seine Freunde
und er wollten aktiv in ihrer Schule werden und sich an den Schulstreiks beteiligen.
Hier sein Bericht, wie er aktiv an seiner Schule geworden ist:

Die letzten großen Bildungsstreiks und -proteste liegen nun fast 10 Jahre zurück. Doch
obwohl sie fast 200.000 Schüler_Innen und Student_Innen mobilisieren konnten, blieb
ein Großteil der Forderungen unerfüllt. Das ist auch daran erkenntlich, dass über die
vergangenen Jahre immer wieder neue Demonstrationen oder Streiks stattfanden. Zu
den jüngsten Streikbewegungen zählt auch der Schulstreik in Mecklenburg-
Vorpommern.

Ausgangspunkt für die Entwicklung zum Streik war einerseits die Unzufriedenheit,
sowohl der Schüler_Innen, als auch der Lehrer_Innen, über das Abitur nach 12 Jahren.
Andererseits auch die Broschüre des Refugee Schul- und Unistreik, in der zum
Aktivismus an der eigenen Schule ermutigt wurde. Nachdem die Idee eines
Schulstreiks unter unseren Mitschüler_Innen Anklang fand und wir Unterstützung von
REVOLUTION erhielten, wurde die Aktion langsam professionalisiert.

Zuerst wurde aus der losen Gruppe von Interessent_Innen ein Komitee mit geregelten
Treffpunkten und -zeiten. Es folgten daraufhin 9 weitere Forderungen, zusätzlich zu
der ersten Forderung: Für ein Abitur nach 13 Jahren! Die Arbeit im Komitee
erleichterte nicht nur den Aufwand, da nun Aufgaben geteilt werden konnten, sondern
eröffnete neue Ansichten und Meinungen zu bisherigen Einstellungen und andere
Lösungsansätze zu Problemen.
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Während wir Dinge wie Mobilisierung, Zusammenarbeit mit örtlichen
Jugendorganisationen und dem Landesschüler_Innenrat, sowie Finanzierung
diskutierten, wurde recht spontan entschieden, eine Kundgebung an unserer Schule zu
halten, anlässlich des bevorstehenden Frauenkampftages.
Diese Aktion hatte zwei Vorteile: Erstens konnten wir darüber aufklären, dass der
Frauentag mehr Inhalt hat als das Verschenken von Blumen, und zweitens konnten wir
so auf uns als Komitee aufmerksam machen. Beide Ziele wurden erreicht und das
Komitee konnte sich zumindest zeitweise verjüngen durch mehrere neue Mitglieder.
Wenig später fingen wir dann an mit der Mobilisierung in verschiedenen Städten, die
leider recht erfolglos blieb. Allerdings gab es Lichtblicke wie beispielsweise dass man
auf den Streik in einer Stadt angesprochen wurde, bevor man dort überhaupt mit
Schüler_Innen geredet hat. Zu dem Streik am 15. Juni erschienen dann trotzdem über
60 Schüler_Innen aus verschiedenen Städten.
Bei diesem Streik versuchten wir mehrere Forderungen durchzusetzen. Angefangen
hatte es mit der Rückkehr zum Abitur nach 13 Jahren und es folgten Forderungen wie:
Militarist_Innen und Rassist_Innen raus aus den Schulen, Schulpflicht bis zur 10.
Klasse und das gewerkschaftliche und politische Streikrecht für Schüler_Innen, sowie
6 weitere Forderungen.

Die finanziellen Mittel hierfür sollten durch eine höhere Besteuerung der Reichen und
zumindest die Auflösung der Werbekampagnen der Bundeswehr bereitgestellt werden.

Der Streik als Aktionsform bietet sich deshalb an, da der alltägliche Schulablauf
dadurch stark beeinflusst wird, sofern viele Schüler_Innen daran teilnehmen. Das
erzeugt zwar keinen wirtschaftlichen Druck wie in der Arbeitswelt, dafür aber einen
symbolischen. Desweiteren erregt man so größere Aufmerksamkeit, als durch eine
Demo am Wochenende oder in der Freizeit.

In der näheren Zukunft planen wir sowohl eine erneute Demonstration unter diesen
Forderungen, sowie kleinere Aktionen an Schulen, die aktuelle Themen und Probleme
aufgreifen sollen, wie beispielsweise Sexismus an der Schule.

Du hast Bock, aktiv zu werden?

Dann bist du bei uns genau richtig! Schreib‘ uns einfach hier, bei Facebok oder per
Mail.

Du hast Anmerkungen oder Kritik?

Meld dich bei uns: Ob nun im direkten Gespräch oder schriftlich. Über
Verbesserungsvorschläge und Kritik (ob nun inhaltlich oder darstellungsmäßig) freuen
wir uns!

http://onesolutionrevolution.de/kontakt/


Du hast gute Fragen?

In unserer Zeitung haben wir die Rubrik „Gute Frage, gute Antwort“. Falls dir schon
immer mal eine Frage auf dem Herzen gebrannt hat, beispielsweise was eigentlich
Bonapartismus ist, schick‘ sie uns einfach zu. By the way, auch über Berichte aus
Schulen oder Fragen, was man dort eigentllich machen kann, freuen wir uns!


